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Im Namen der Republik! 
 

Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Dr. Lassmann als Einzelrichterin über die Beschwerde des XXXX, 
StA. Nigeria, vertreten durch MigrantInnenverein St. Marx, Pulverturmgasse 4/2/R01, 1090 Wien, gegen den 
Bescheid des Bundesasylamtes vom 13.05.2009, Zl. 09 05.416 EAST-Ost, zu Recht erkannt: 
 

Die Beschwerde wird gemäß § 68 (1) AVG, § 10 (1) Z 1 AsylG 2005 idgF abgewiesen. 

Text 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e 
 

I. VERFAHRENSGANG: 
 

1. Der nunmehrige Beschwerdeführer, ein Staatsangehöriger Nigerias, reiste nach eigenen Angaben am 
02.01.2003 illegal in das österreichische Bundesgebiet ein und brachte am 05.01.2004 einen Antrag auf 
internationalen Schutz gemäß § 2 Abs. 1 Ziffer 13 AsylG ein. Bei seiner Einvernahme im erstinstanzlichen 
Verfahren (am 04.05.2005 Befragung durch Organe des Bundesasylamtes Wien) gab der Beschwerdeführer zu 
seinen Fluchtgründen im Kern an, er habe im Oktober 2003 nach dem Tod seines Bruder die Flucht aus Nigeria 
angetreten. Er sei von XXXX nach Kano geflüchtet und von dort mit einem Schiff ins Ausland gefahren. In der 
Folge korrigierte er seine Angaben dahingehend, dass er am 02.01.2003 nach Österreich eingereist sei, jedoch 
sein Bruder bereits im Oktober 2002 verstorben wäre und auch er im Oktober 2002 die Flucht angetreten und 
Nigeria im Oktober 2002 verlassen hätte. Er sei die ganze Zeit im Untergrund, im Busch in Afrika gewesen. 
Nach Österreich wäre er erst im Jahr 2004 eingereist. Wo er den Zeitraum von Fluchtantritt bis zu seiner Einreise 
in Österreich verbracht habe, wisse er nicht, er wäre auf der Flucht gewesen. 
 

In Nigeria hätte er die 16-jährige Tochter des Vermieters geschwängert. Der Vater des Mädchens sei in der 
moslemischen Region eine angesehene und wichtige Persönlichkeit, für die Moslems sei das ein großes Problem, 
wenn ihrer Tochter so etwas passiere. Sie hätten seinen Bruder erwischt und ihn anstelle des Beschwerdeführers 
verprügelt und verbrannt, weil sie geglaubt hätten, dieser sei der Beschwerdeführer. Er und sein Bruder hätten 
sich sehr ähnlich gesehen. Er habe es irgendwie geschafft, zu fliehen, wäre er aber vorher am Kopf verletzt 
worden. 
 

Bei einer Rückkehr nach Nigeria befürchte er, dass sein Leben in Gefahr wäre. Er habe Angst vor der Rache der 
Moslems. In XXXX würden die Moslems dominieren und habe er diesen aus ihrer Sicht Schande zugefügt, 
indem er als Sohn einer Christin eine ihrer Töchter geschwängert habe. Man hätte seinen Bruder an seiner statt 
aus Versehen umgebracht. 
 

2. Das Bundesasylamt wies den Antrag auf internationalen Schutz mit angefochtenem Bescheid vom 
06.05.2005, Zahl: 04 00.205-BAW, in Spruchpunkt I. gem. § 7 AsylG 1997 ab, erklärte dessen Zurückweisung, 
Zurückschiebung oder Abschiebung nach Nigeria für zulässig und wies den Beschwerdeführer gemäß § 8 Abs. 2 
AsylG aus dem österreichischen Bundesgebiet aus und erkannte den Status des Asylberechtigten nicht zu, in 
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Spruchpunkt II. wurde der Status des subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Nigeria nicht 
zuerkannt, in Spruchpunkt III. die Ausweisung aus dem österreichischen Bundesgebiet angeordnet. 
 

Die Identität des Antragstellers könne nicht festgestellt werden, seine Angaben seien insgesamt nicht 
glaubwürdig. 
 

Das Bundesasylamt führte hiezu im Wesentlichen aus, der Antragsteller wäre vom Landesgericht für Strafsachen 
Wien verurteilt worden und traf Feststellungen zur allgemeinen Situation in Nigeria und zum so genannten 
Dekret 33, weiters zur Vorgangsweise der Fremdenpolizeibehörden bei Abschiebungen nach Nigeria. Dem vom 
Antragsteller vorgebrachten fluchtauslösenden Vorfall in XXXX im Bundesstaat Niger sei die 
Glaubhaftmachung zu versagen, dies deshalb, weil bereits sein behaupteter Aufenthalt in XXXX im Bundesstaat 
Niger unglaubhaft sei und es ihm nicht gelungen wäre, im Verfahren als persönlich glaubwürdig aufzutreten. 
 

Unter Anführung von Widersprüchen im Vorbringen des Beschwerdeführers kommt die erstinstanzliche 
Behörde zu dem Schluss, dass das gesamte Vorbringen des Beschwerdeführers ein Konstrukt sei, stelle er doch 
durchwegs unwahre Behauptungen in den Raum und sei offenbar nicht einmal gewillt, über seine Person und 
Herkunft wahrheitsgemäß Auskunft zu erteilten. Daraus folge, dass im gegenständlichen Fall eine aktuelle 
Verfolgungsgefahr aus einem in der GFK angeführten Gründe nicht gegeben sei. 
 

Zu Spruchpunkt II. wurde angeführt, dass mangels Vorbringen einer glaubhaften Gefährdungssituation im 
Heimatstaat Nigeria die Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten ausgeschlossen wäre. 
 

Bezugnehmend auf Spruchpunkt III. verwies die Erstbehörde auf den Umstand, dass mangels 
Familienangehöriger in Österreich die Ausweisung keinen Eingriff in das Familienleben des Beschwerdeführers 
darstelle. Mangels sonstiger Integration oder sozialer Bindungen in Österreich stelle die Ausweisung keinen 
Eingriff in Art. 8 EMRK dar. 
 

3. Der Beschwerdeführer wurde in Österreich bereits dreimal, jeweils mit Urteil des Landesgerichtes für 
Strafsachen Wien wegen Delikten nach dem Suchtmittelgesetz verurteilt, und zwar erstmalig am XXXX zu einer 
Freiheitsstrafe in der Dauer von 7 Monaten, hievon wurde ein Teil der Freiheitsstrafe gemäß § 43a Abs. 3 StGB 
für die Dauer einer Probezeit von 3 Jahren bedingt nachgesehen, am XXXX zu einer Freiheitsstrafe in der Dauer 
von 8 Monaten, sowie am XXXX zu einer Freiheitsstrafe von 12 Monaten und hat diese Strafen auch jeweils 
verbüßt. 
 

4. Der Asylgerichtshof hat die dagegen gerichtete Beschwerde nach Durchführung einer mündlichen 
Verhandlung mit Erkenntnis vom 26.02.2009, Zl. C5 260.856-0/2008/14E gemäß §§ 7 AsylG 1997 idF BGBl. I 
Nr. 126/2002 und 8 Abs. 1 und 2 AsylG 1997 idF BGBl. I Nr. 101/2003 mit der Maßgabe abgewiesen, dass 
Spruchpunkt III.des angefochtenen Bescheides zu lauten habe wie folgt: "Gemäß § 8 Abs.2 AsylG 1997 wird 
XXXX aus dem österreichischen Bundesgebiet nach Nigeria ausgewiesen." 
 

Dies im Wesentlichen mit der Begründung, dass die Angaben des Berufungswerbers aufgrund von im Verfahren 
hervorgekommener Widersprüche und mangels Schlüssigkeit nicht glaubwürdig seien; dies ergäbe sich 
insbesonders auch aus dem eingeholten schlüssigen und nachvollziehbaren Sachverständigengutachten. Das 
Bundesasylamt habe auch die durch Art. 8 Abs. 2 EMRK vorgeschriebene Interessenabwägung nicht mängelfrei 
vorgenommen, wobei bei der Abwägung insbesonders zu berücksichtigen sei, dass der Beschwerdeführer bereits 
dreimal von einem Strafgericht von Freiheitsstrafen verurteilt worden wäre, dies deute jedenfalls auf eine 
mangelnde Integration hin. 
 

5. Das oben genannte Erkenntnis des Asylgerichtshofes wurde dem Beschwerdeführer gemäß § 23 Abs. 3 AsylG 
2005 am 03.03.2009 zugestellt. 
 

6. Am 07.05.2009 stellte der nunmehrige Beschwerdeführer aus dem Stande der Schubhaft den gegenständlichen 
(zweiten) Antrag auf internationalen Schutz. Im Rahmen seiner Erstbefragung zu diesem zweiten Asylverfahren 
im Polizeianhaltezentrum in Schwechat am 07.05.2009 sowie der im PAZ XXXX durchgeführten 
niederschriftlichen Einvernahme durch das Bundesasylamt Erstaufnahmestelle Ost am 19.05.2009 gab der 
Beschwerdeführer befragt zu seinen Fluchtgründen an, er stelle einen neuen Antrag, weil er nach wie vor nicht in 
sein Heimatland zurückkehren könne. Sein Leben sei dort gefährdet. Das moslemische Mädchen wäre 
schwanger von ihm gewesen und deshalb würden ihn ihre Leute suchen. Er habe dies im Erstverfahren bereits 
angegeben. 
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Befragt nach neuen Fluchtgründen gab er an, er hätte im Jänner nach Hause telefoniert und habe das Mädchen 
ihm erzählt, dass die moslemische Gemeinschaft ihn noch immer suche, die Leuten wären auch zu Hause bei 
seiner Mutter gewesen. So lange er lebe, könne das besagte Mädchen nicht heiraten, weil sie ein Kind von ihm 
habe. 
 

Bei einer Rückkehr in sein Heimatland würde er umgebracht werden. Sein Bruder wäre im Jahr 2003 ermordet 
worden. Er wisse jetzt auch nicht, wo seine Mutter sei. Die moslemischen Leute hätten sie aus ihrem Haus 
vertrieben. In seinem Heimatland herrsche das Schariagesetz und besage dieses, dass für den Fall, dass man ein 
Mädchen schwängert und nicht heiratet, die Arme abgeschnitten werden müssten. Er befürchte so eine 
Bestrafung. 
 

Ab Rechtskraft des 1.Bescheides wäre er in Polen und dort für 2 Monate im Gefängnis gewesen. Er habe seit 
2007 in Österreich eine Freundin, welche die nigerianische Staatsbürgerschaft besitze und ebenfalls 
Asylwerberin sei. 
 

7. Mit dem verfahrensgegenständlichen Bescheid vom 13.05.2009, Zahl: 

09 05.416 - EAST Ost wies das Bundesasylamt den gegenständlichen Asylantrag des Beschwerdeführers nach § 
68 Abs. 1 AVG wegen entschiedener Sache zurück. Die Erstbehörde stellte fest, dass der Asylwerber keine 
neuen asylrelevanten Gründe zur Begründung seines zweiten Antrages auf internationalen Schutz vorgebracht 
bzw. sich kein neuer objektiver Sachverhalt ergeben habe. Die allgemeine Lage im Herkunftsland habe sich 
nicht verändert. Beweiswürdigend hielt die Behörde fest, dass über die Angaben des Antragsstellers bereits im 
vorangegangenen Asylverfahren rechtkräftig entschieden worden sei und gegenständlicher Sachverhalt keiner 
neuerlichen inhaltlichen Überprüfung bzw. Entscheidung unterliege. 
 

8. Gegen den genannten Bescheid des Bundesasylamtes richtet sich die fristgerecht am 01.06.2009 auf dem 
Faxwege eingebrachte Beschwerde. In der Beschwerde wird angeführt, die Entscheidung sei inhaltlich unrichtig 
und rechtswidrig aufgrund mangelhafter Verfahrensführung. 
 

Der Beschwerdeführer habe im neuen Antrag seine Bedrohung aktualisiert. Das neue Vorbringen enthalte auch 
die Schilderung von neuen Entwicklungen. Die Mutter des Beschwerdeführers wäre von den "moslemischen 
Leuten" aufgesucht und schließlich aus dem Haus vertrieben worden. Der Beschwerdeführer habe somit nicht 
nur ein Fortbestehen, sondern eine Weiterentwicklung und eine Vergrößerung der Gefährdungssituation 
vorgebracht. Dieses neue Vorbringen wäre jedoch von der belangten Behörde keinerlei näheren Prüfung 
unterzogen worden. Weiters hätte die belangte Behörde schon allein aufgrund des persönlichen Eindrucks 
erkennen müssen, dass der Beschwerdeführer persönlich glaubwürdig sei. Er habe tatsächlich nichts 
Widersprüchliches vorgebracht und wäre nach besten Kräften an der Wahrheitsfindung beteiligt gewesen. 
 

Die erstinstanzliche Behörde habe auch völlig verabsäumt, geeignete Feststellungen der Zulässigkeit der 
Abschiebung nach Nigeria zu treffen. Weiters habe der Beschwerdeführer eine Lebensgefährtin in Österreich, 
die einer Arbeit nachgehe und somit Bindungen zu Österreich habe. Eine faire Interessensabwägung hätte 
jedenfalls zu Gunsten des Beschwerdeführers ausgehen müssen. 
 

9. Die Vorlage der Beschwerde langte am 05.06.2009 beim nunmehrigen Asylgerichtshof ein. 
 

II. Der Asylgerichtshof hat erwogen: 
 

1. Gemäß § 73 Abs. 1 AsylG ist das AsylG am 01.01.2006 in Kraft getreten; es ist gemäß § 75 Abs. 1 AsylG auf 
alle Verfahren anzuwenden, die am 31.12.2005 noch nicht anhängig waren. Das vorliegende Verfahren war am 
31.12.2005 nicht anhängig; es ist daher nach dem AsylG 2005 zu führen. 
 

Am 1. Juli 2008 beim Unabhängigen Bundesasylsenat anhängige Verfahren sind vom Asylgerichtshof nach 
Maßgabe des § 75 AsylG 2005 idF. BGBl. I Nr. 4/2008 weiterzuführen. 
 

Gemäß § 23 AsylGHG sind, soweit sich aus dem Bundes-Verfassungsgesetz - B-VG, BGBl. Nr. 1/1930, dem 
Asylgesetz 2005 - AsylG 2005, BGBl. I Nr. 100, und dem Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985 - VwGG, BGBl. 
Nr. 10, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG, BGBl. Nr. 51, mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass an 
die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt. 
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2.1. Gemäß 75 Abs. 4 AsylG begründen ab - oder zurückweisende Bescheide auf Grund des Asylgesetzes, 
BGBl. Nr. 126/1968, des Asylgesetzes 1991, BGBl. Nr. 8/1992, sowie des Asylgesetzes 1997 in derselben Sache 
in Verfahren nach diesem Bundesgesetz den Zurückweisungstatbestand der entschiedenen Sache (§ 68 AVG). 
 

Gemäß § 68 Abs. 1 AVG sind Anbringen von Beteiligten, die außer den Fällen der §§ 69 und 71 AVG die 
Abänderung eines der Berufung nicht oder nicht mehr unterliegenden Bescheides begehren, wegen entschiedener 
Sache zurückzuweisen, wenn die Behörde nicht Anlass zu einer Verfügung gemäß § 68 Abs. 2 bis 4 AVG findet. 
Diesem ausdrücklichen Begehren auf Abänderung steht ein Ansuchen gleich, das bezweckt, eine Sache erneut 
inhaltlich zu behandeln, die bereits rechtskräftig entschieden ist (VwGH 30.09.1994, 94/08/0183; 30.05.1995, 
93/08/0207; 09.09.1999, 97/21/0913; 07.06.2000, 99/01/0321). 
 

"Entschiedene Sache" iSd § 68 Abs. 1 AVG liegt vor, wenn sich gegenüber dem Vorbescheid weder die 
Rechtslage noch der wesentliche Sachverhalt geändert hat und sich das neue Parteibegehren im Wesentlichen 
mit dem früheren deckt (VwGH 09.09.1999, 97/21/0913; 27.09.2000, 98/12/0057; 25.04.2002, 2000/07/0235). 
Einem zweiten Asylantrag, der sich auf einen vor Beendigung des Verfahrens über den ersten Asylantrag 
verwirklichten Sachverhalt stützt, steht die Rechtskraft des Vorbescheides entgegen (VwGH 10.06.1998, 
96/20/0266). 
 

"Sache" des Rechtsmittelverfahrens ist nur die Frage der Rechtmäßigkeit der Zurückweisung, die 
Rechtsmittelbehörde darf demnach nur darüber entscheiden, ob die Vorinstanz den Antrag zu Recht 
zurückgewiesen hat oder nicht. Sie hat daher entweder - falls entschiedene Sache vorliegt - das Rechtsmittel 
abzuweisen oder - falls dies nicht zutrifft - den bekämpften Bescheid ersatzlos zu beheben, dies mit der 
Konsequenz, dass die erstinstanzliche Behörde, gebunden an die Auffassung der Rechtsmittelbehörde, den 
Antrag nicht neuerlich wegen entschiedener Sache zurückweisen darf. Die Rechtsmittelbehörde darf aber über 
den Antrag nicht selbst meritorisch entscheiden (VwGH 30.05.1995, 93/08/0207). Sache des vorliegenden 
Verfahrens über die Beschwerde iSd § 66 Abs. 4 AVG ist somit nur die Frage, ob das Bundesasylamt zu Recht 
den neuerlichen Asylantrag gemäß § 68 Abs. 1 AVG zurückgewiesen hat. 
 

Bei einer Überprüfung einer gemäß § 68 Abs. 1 AVG bescheidmäßig abgesprochenen Zurückweisung eines 
Asylantrages hat es lediglich darauf anzukommen, ob sich die Zurückweisung auf ein rechtskräftig 
abgeschlossenes Verfahren bei gleich bleibender Sach- und Rechtslage stützen dürfte. Dabei hat die Prüfung der 
Zulässigkeit einer Durchbrechung der Rechtskraft auf Grund geänderten Sachverhaltes nach der ständigen 
Rechtssprechung des VwGH ausschließlich anhand jener Gründe zu erfolgen, die von der Partei in erster Instanz 
zur Begründung ihres Begehrens auf neuerliche Entscheidung geltend gemacht worden sind. Derartige Gründe 
können im Rechtsmittelverfahren nicht neu geltend gemacht werden (s. z.B. VwSlg. 5642A, VwGH 28.11.1968, 
23.05.1995, 94/04/0081; zu Frage der Änderung der Rechtslage während des anhängigen Berufungsverfahrens 

s. VwSlg. 12799 A). Allgemein bekannte Tatsachen sind dagegen jedenfalls auch von Amts wegen zu 
berücksichtigen (VwGH 29.06.2000, 99/01/0400; 07.06.2000, 99/01/0321). 
 

Dem geänderten Sachverhalt muss nach der ständigen Judikatur des VwGH Entscheidungsrelevanz zukommen 
(vgl. VwGH 15.12.1992, 91/08/0166; ebenso VwGH 16.12.1992, 92/12/0127; 23.11.1993, 91/04/0205; 
26.04.1994, 93/08/0212; 30.1.1995, 94/10/0162). Die Verpflichtung der Behörde zu einer neuen 
Sachentscheidung wird nur durch eine solche Änderung des Sachverhalts bewirkt, die für sich allein oder in 
Verbindung mit anderen Tatsachen den Schluss zulässt, dass nunmehr bei Bedachtnahme auf die damals als 
maßgebend erachteten Erwägungen eine andere Beurteilung jener Umstände, die seinerzeit den Grund für die 
Abweisung des Parteienbegehrens gebildet haben, nicht von vornherein als ausgeschlossen gelten kann (VwSlg. 
7762 A; VwGH 29.11.1983, 83/07/0274; 21.02.1991, 90/09/0162; 

10.06.1991, 89/10/0078; 04.08.1992, 88/12/0169; 18.03.1994, 94/12/0034; siehe auch VwSlg. 12.511 A, VwGH 
05.05.1960, 1202/58; 

03.12.1990, 90/19/0072). Dabei muss die neue Sachentscheidung - obgleich auch diese Möglichkeit besteht - 
nicht zu einem anderen von der seinerzeitigen Entscheidung abweichenden Ergebnis führen. Die behauptete 
Sachverhaltsänderung muss zumindest einen glaubhaften Kern aufweisen, dem Asylrelevanz zukommt und an 
den oben erwähnte positive Entscheidungsprognose anknüpfen kann (VwGH vom 24.02.2000, Zl. 99/20/0173-6; 
VwGH vom 25.04.2007, Zl. 2005/20/0300; VwGH vom 13.11.2007, Zl. 2006/18/0494). 
 

2.2. Im zweiten Asylverfahren wiederholte der Beschwerdeführer sowohl in seiner Erstbefragung vor Organen 
des öffentlichen Sicherheitsdienstes als auch in seiner niederschriftlichen Einvernahme durch Organe der EAST 
Ost die bereits im rechtskräftig abgeschlossenen Verfahren vorgebrachten Fluchtgründe. 
 

Generell nehmen seine Ausführungen Bezug auf die bereits im ersten Verfahren behauptete Angst, im 
Heimatland aufgrund der Schwängerung eines 16-jährigen muslimischen Mädchens getötet zu werden. 
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Das Vorbringen des Asylwerbers in seinem zweiten Asylverfahren, das nur dahingehend ergänzt wurde, dass der 
Beschwerdeführerin aufgrund eines Telefongespräches mit dem Mädchen, das er angeblich geschwängert hat, 
erfahren haben will, dass noch immer nach ihm gesucht werde, ist mit dem im ersten Asylverfahren 
deckungsgleich, sodass es nicht als entscheidungsrelevantes "novum productum" qualifiziert werden kann. 
 

Der Asylgerichtshof hat bereits mit Erkenntnis vom 26.02.2009, Zl. C5 260.856-0/2008/14E, eingehend 
dargelegt, dass das Vorbringen des nunmehrigen Beschwerdeführers betreffend seine Fluchtgründe nicht 
glaubwürdig ist. Diesbezüglich ergab sich keine Beurteilungsänderung. Den Ausführungen in der Beschwerde 
über weitere Ermittlungsnotwendigkeiten, die einen Erkundungsbeweis nahekämen, kann daher keine 
Berechtigung zukommen. 
 

Der Asylgerichtshof hat in dieser Entscheidung auch zutreffend auf die dem Beschwerdeführer mögliche 
Relokationsmöglichkeit innerhalb von Nigeria hingewiesen. 
 

Zu dem behaupteten Telefongespräch mit der angeblichen Mutter seines Kindes ist anzuführen, dass dieses 
durch nichts untermauerte Vorbringen genauso wenig glaubwürdig wie das restliche Vorbringen des 
Beschwerdeführers in beiden Verfahren ist. Wenn der Beschwerdeführer auf seine angebliche Gefahr der 
Verfolgung durch ein Schariagericht hinweist, so würde in einem solchen Fall gleichfalls das Mädchen, welches 
ein uneheliches Kind von einem Christen erwartet und auf die Welt bringt, vor ein Schariagericht gestellt werden 
und ist es nicht logisch und nachvollziehbar, dass das Mädchen offenbar unbehelligt in Nigeria leben und mit 
dem Beschwerdeführer telefonieren kann, während man angeblich sogar die daran gänzlich unbeteiligte Mutter 
des Beschwerdeführers zu Hause aufgesucht hätte und ihn vor ein Scharia-Gericht stellen will. Diese Angaben 
widersprechen auch massiv den vom Bundesasylamt und dem Asylgerichtshof seinen bisherigen Entscheidung 
zu Grunde gelegten Länderfeststellungen, welche mit dem Amtswissen des Asylgerichtshofes in Einklang 
stehen. 
 

Im Ergebnis ist daher der neuerliche Asylantrag insofern unzulässig, als seinem Vorbringen jeglicher 
"glaubhafter Kern" abgesprochen wird. 
 

Zusammenfassend wird daher festgehalten, dass mit dem vorliegenden zweiten Asylantrag im Ergebnis 
offensichtlich nur die erneute sachliche Behandlung einer bereits rechtskräftig entschiedenen Sache bezweckt 
wird. 
 

2.3. Insoweit die neuerliche Asylantragstellung des Beschwerdeführers unter dem Blickwinkel des 
Refoulementschutzes (§ 8 AsylG 2005) zu betrachten ist, ist auszuführen, dass bereits im rechtskräftigen 
Erkenntnis des Asylgerichtshofes vom 26.02.2009, Zahl: C1 260.856-0/2008/14E festgehalten wurde, dass 
diesem bereits umfassende Feststellungen zur allgemeinen Lage Nigerias zugrunde gelegt wurden und dies auch 
dem Amtswissen des Asylgerichtshofes entspricht. Auch im zweiten Verfahren wurde im Bescheid vom 
19.05.2009, Zahl: 09 05.416 - EAST Ost festgehalten, dass sich die allgemeine Lage im Herkunftsland des 
Beschwerdeführers nicht maßgeblich geändert hat. Es ist nicht bekannt, dass Verletzungen des Art. 3 EMRK in 
allgemeiner und willkürlicher Art durch die Regierung oder deren Behörden in ganz Nigeria notorisch wären und 
jeder Rückkehrer davon betroffen wäre. Weiters festzuhalten ist, dass im Bezug auf eine allfällige 
Refoulementverletzung kein substantiiertes Vorbringen des Beschwerdeführers vorliegt. Das Vorliegen 
schwerwiegender Krankheiten wurde nicht behauptet, andere als die genannten Fluchtgründe, die gegen eine 
Ausweisung aus Österreich sprechen würden, nicht vorgebracht. Demnach haben sich auch in der Person des 
Beschwerdeführers keine relevanten neuen Sachverhaltselemente, wie beispielsweise eine schwere Erkrankung 
ergeben und kann daher von einer umfassenden Refoulementprüfung Abstand genommen werden. 
 

2.4. Da somit auch keine Anhaltspunkte für eine Änderung des Sachverhalts im Hinblick auf allgemein bekannte 
Tatsachen, die vom Bundesasylamt von Amts wegen zu berücksichtigen wären, vorliegen, sich auch die 
allgemeine Situation in Nigeria bezogen auf den Gesamtstaat in der Zeit, bis der nunmehr angefochtene 
Bescheid erlassen wurde, nicht wesentlich geändert hat und sich auch die Rechtslage in der Zwischenzeit nicht 
entscheidungswesentlich geändert hat, ist das Bundesasylamt im Ergebnis daher zu Recht davon ausgegangen, 
dass der Behandlung des zweiten Asylantrages das Prozesshindernis der rechtskräftig entschiedenen Sache 
entgegensteht. 
 

3. Gemäß § 10 Abs. 1 Z 1 AsylG ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer Ausweisung zu 
verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz zurückgewiesen wird. 
 

Nach Abs. 2 leg. cit. sind Ausweisungen nach Abs. 1 unzulässig, wenn 

1. dem Fremden im Einzelfall ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestütztes Aufenthaltsrecht zukommt oder 2. 
diese eine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellen würde. 
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Nach Abs. 3 leg. cit. ist dann, wenn die Durchführung der Ausweisung aus Gründen, die in der Person des 
Asylwerbers liegen, eine Verletzung von Art. 3 EMRK darstellen würde und diese nicht von Dauer sind, 
gleichzeitig mit der Ausweisung auszusprechen, dass die Durchführung für die notwendige Zeit aufzuschieben 
ist. 
 

Nach Abs. 4 dieser Bestimmung gilt eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung gemäß Abs. 1 Z 1 verbunden 
ist, stets auch als Feststellung der Zulässigkeit der Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung in den 
betreffenden Staat. Besteht eine durchsetzbare Ausweisung, hat der Fremde unverzüglich auszureisen. 
 

3.1. Hinsichtlich der Entscheidung über die Ausweisung gemäß § 10 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 hat die 
erstinstanzliche Behörde zutreffend darauf verwiesen, dass der Beschwerdeführer weder familiäre Bindungen 
noch berücksichtigungswürdige private Interessen im Bundesgebiet habe. Eine Interessenabwägung zwischen 
den Interessen des Beschwerdeführers und den öffentlichen Interessen des Staates Österreich würde ergeben, 
dass dem privaten Interessen des Beschwerdeführers an einem weiteren Aufenthalt in Österreich ein wesentlich 
geringerer Stellenwert zukomme, als den öffentlichen Interessen an einer Beendigung seines Aufenthaltes im 
Bundesgebiet. Dies insbesonders im Hinblick auf die wiederholten Verurteilungen des Beschwerdeführers durch 
österreichische Gerichte. Dass seiner Verurteilung zugrunde liegende Fehlverhalten zeige seine Gleichgültigkeit 
und die von ihm ausgehende erhebliche Gefahr im Bezug auf die Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung, sowie seine mangelnde Verbundenheit mit den in Österreich rechtlich geschützten Werten. Die 
Ausweisung stelle daher das gelindeste Mittel dar, um den illegalen Aufenthalt des Beschwerdeführers im 
Bundesgebiet zu beenden. Es würden sich aus dem Vorbringen auch weder gesundheitlichen Probleme noch 
begründete Hinweise auf die Notwendigkeit eines Aufschubes ergeben. 
 

Diese Ausführungen basieren auf der vom Verwaltungs-, Verfassungs- und Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte hiezu ergangenen Rechtsprechung. 
 

Der EGMR wiederholt in ständiger Rechtsprechung, dass es den Vertragsstaaten zukommt, die öffentliche 
Ordnung aufrechtzuerhalten, insb. in Ausübung ihres Rechts nach anerkanntem internationalem Recht und 
vorbehaltlich ihrer vertraglichen Verpflichtungen, die Einreise und den Aufenthalt von Fremden zu regeln. Die 
Entscheidungen in diesem Bereich müssen insoweit, als sie in ein durch Art. 8 (1) EMRK geschütztes Recht 
eingreifen, in einer demokratischen Gesellschaft notwendig sein, dh. durch ein dringendes soziales Bedürfnis 
gerechtfertigt und va. dem verfolgten legitimen Ziel gegenüber verhältnismäßig sein. 
 

Nach ständiger Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes kommt den Normen, die die Einreise und den Aufenthalt 
von Fremden regeln, aus der Sicht des Schutzes und der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung (Artikel 8 
Abs. 2 EMRK) ein hoher Stellenwert zu (VwGH 16.01.2001, Zl. 2000/18/0251, uva). 
 

Der VwGH hat festgestellt, dass beharrliches illegales Verbleiben eines Fremden nach rechtskräftigem 
Abschluss des Asylverfahrens bzw. ein länger dauernder illegaler Aufenthalt eine gewichtige Gefährdung der 
öffentlichen Ordnung im Hinblick auf ein geordnetes Fremdenwesen darstellen würde, was eine Ausweisung als 
dringend geboten erscheinen lässt (VwGH 31.10.2002, Zl. 2002/18/0190). 
 

Dem Beschwerdeführer musste bei seiner 1. Antragstellung im Jahre 2004 klar sein, dass der Aufenthalt in 
Österreich im Falle der negativen Entscheidung über den Asylantrage nur ein vorübergehender ist. 
 

Würde sich ein Fremder nunmehr generell in einer solchen Situation erfolgreich auf sein Privat- und 
Familienleben berufen können, so würde dies dem Ziel eines geordneten Fremdenwesens und dem geordneten 
Zuzug von Fremden zuwiderlaufen. 
 

Zur Gewichtung der öffentlichen Interessen sei ergänzend das Erkenntnis des VfGH 17. 3. 2005, G 78/04 ua 
erwähnt, in dem dieser erkennt, dass auch das Gewicht der öffentlichen Interessen im Verhältnis zu den 
Interessen des Fremden bei der Ausweisung von Fremden, die sich etwa jahrelang legal in Österreich 
aufgehalten haben, und Asylwerbern, die an sich über keinen Aufenthaltstitel verfügen und denen bloß während 
des Verfahrens Abschiebeschutz zukommt, unterschiedlich zu beurteilen sind. 
 

Weiters wird durch die wirtschaftlichen Interessen an einer geordneten Zuwanderung und das nur für die Dauer 
des Asylverfahrens erteilte Aufenthaltsrecht, das fremdenpolizeiliche Maßnahmen nach (negativer) Beendigung 
des Asylverfahrens vorhersehbar erscheinen lässt, die Interessensabwägung anders als in jenen Fällen, in 
welchen der Fremde aufgrund eines nach den Bestimmungen des NAG erteilten Aufenthaltstitels 
aufenthaltsberechtigt war, zu Lasten des (abgelehnten) Asylsuchenden beeinflusst (vgl. Feßl/Holzschuster, 
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AsylG 2005, Seite 348), weshalb auch die hier genannten wirtschaftlichen Interessen an einer geordneten 
Zuwanderung gegen die Unterlassung der Verfügung der Ausweisung sprechen. 
 

Aus den o.a. Erwägungen geht somit hervor, dass der Eingriff in das Privat- und Familienleben des 
Berufungswerbers zulässig ist, weil das hoch einzuschätzende öffentliche Interesse an der Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ordnung im Sinne eines geordneten Vollzug des Fremdenwesens (vgl. z. B. auch VwGH 1.12.1994, 
94/18/0853, 0854, 0855, 9.3.1995, 95/18/0326, 0327) ebenso wie die wirtschaftlichen Interessen an einer 
geordneten Zuwanderung deutlich gegenüber den privaten Interessen des Beschwerdeführers an einem weiteren 
Verbleib überwiegen und dieser Eingriff zur Erreichung des genannten Zieles notwendig und verhältnismäßig 
ist. 
 

Da sohin im gegenständlichen Verwaltungsverfahren die Voraussetzungen des § 10 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005, 
nämlich die Zurückweisung des Antrages auf internationalen Schutz wegen entschiedener Sache, vorliegen, 
weiters keine Umstände hervorgekommen sind, die diese Ausweisung unzulässig erscheinen ließen, nämlich 
weder ein nicht auf das AsylG gestütztes Aufenthaltsrecht noch familiäre Beziehungen, die eine Verletzung von 
Art 8 EMRK bewirken könnten (§ 10 Abs. 2 leg. cit.) sowie auch kein Anhaltspunkt für einen Aufschub der 
Durchführung der Ausweisung vorliegt (§ 10 Abs. 3 leg. cit), war auch der Beschwerde gegen diesen 
Spruchpunkt der ein Erfolg zu versagen 
 

4. Die Abhaltung einer mündlichen Verhandlung konnte gemäß § 41 Abs 4 AsylG entfallen. 


